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Gilanzfragen. 


Von Franz Fieſeler, Neubabelsberg. 


Im vorigen Jahre hatte die Generalver— 
ſammlung einer Aktiengeſellſchaft die Jahres- 
rechnung für das Geſchäftsjahr 1916 zu genehmigen. 
Die Bilanz lautet wie folgt: 

Vermögenswerte: 


Vermögenswerte Ä AM. 4115 921,56 
Gewinns und Verluſt⸗ Wehn 
Verluſt a Sr „ 727 562,05 


A 4843 483,61 
Verbindlichkeiten: 


Aktienkapital. 74% 2 000 000,00 
Obligationen „ 1321 000,00 
Rücklage für zweifelhaft Gere 

rungen k s 70 000,00 
Verpflichtungen Ze a e „ 1367 276,19 
Sonſtige Paſſiva 2 i 85 207,42 


Ab, 4843 483,61 

Diejenigen Poſten in ider Bilanz, auf die es für 
unſere Betrachtung nicht ankommt, find unter „Ver— 
mögenswerte“ und „Sonſtige Paſſiva“ zuſammen⸗ 
gezogen, ebenſo die unter „Aufwendungen“ in der 
Gewinns und Verluſt⸗-Nechnung, die dann fo lautet: 


Soll: 
Aufwendungen en 
Beteizssdeliſe, „333166 
A 1 059 539,69 
Haben: 
Mitelsertrao ieee a 12 979,64 
Geſetzliche Rücklage 
Neber nahme 200 00000 
Rücklage II 
Uebernahme „ 8g 00 
Verluſt⸗Saldo „ 727 562,05 


A 1 059 539,69 

Von der Generalverſammlung ſind nach dem 
uns vorliegenden Zeitungsbericht die Jahresbilanz 
und die Gewinn⸗ und Verluſt⸗Rechnung einſtimmig 
genehmigt worden; keiner der Aktionäre hatte in bezug 
auf ſie irgendetwas zu beanſtanden. Zwar meinte 
einer der Aktionäre, „daß etwas bei der Geſellſchaft 


nicht ganz in Ordnung geweſen ſein könne“; dabei 
dachte er aber nur an die nicht rechtzeitige en elan 
des Betriebes auf Kriegsarbeit. Und doch hätte die 
Jahresbilanz beanſtandet werden müſſen, ſie hätte 
nicht ſo, wie ſie aufgeſtellt war, genehmigt werden 
dürfen; denn ſie iſt falſch, weil ſie gegen zwingende 
Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches über die Bilanz 
der Aktiengeſellſchaft verſtößt. 

Nach § 261 Ziffer 6 HGV. „muß“ der aus der 
Vergleichung ſämtlicher Aktiva und ſämtlicher Paſſiva 
ſich ergebende Gewinn oder Verluſt am Schluſſe der 
Bilanz „beſonders“ angegeben werden. Dazu 
wird in Staub's Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
(Anmerkung 8 zu § 261) bemerkt: 

j „Das ijt eine NT u h= Vorichrift, das ift eine 
Bilanz⸗Vorſchrift zwingender Natur.“ — 

Gegen dieſe Vorſchrift wird trotzdem aber ae ge⸗ 
ſündigt. 


Demgemäß hätte der aus der Vergleichung ſämt⸗ 
licher Aktiva und ſämtlicher Paſſiva ſich ergebende 
Jahresverluſt von insgeſamt 1046 560,05 % am 
Schluſſe der Bilanz zum 31. Dezember 1916 beſonders 
angegeben werden müſſen. Statt deſſen ſind von dem 
Jahresverluſte die geſetzliche Rücklage und die Sonder 
rücklage der Geſellſchaft im Betrage von zuſammen 
318 998,00 / abgezogen und als Verluſt nur 
727 562,05 % am Schluſſe der Bilanz ausgewieſen 
worden. Das ift nach dem Wortlaute des § 262 HOV. 
in Anſehung des geſetzlichen Reſervefonds unzu⸗ 
läſſig; denn nach den Beſtimmungen dieſes Para⸗ 
graphen iſt bei der Aktiengeſellſchaft „zur Deckung 
eines aus der Bilanz ih ergebenden 
Verluſtes ein Neſervefonds zu bilden“. Daraus 
folgt, daß erſt ein Verluſt ſich aus der Bilanz der 
Aktiengeſellſchaft ergeben muß, ehe er durch den 
Reſervefonds gedeckt werden darf. 

Hierüber ſchreibt Dr. Veit Simon in feinem 
Buche „Die Bilanz der Aktiengeſellſchaften“ auf 
Seite 240, § 63: 

„Unzuläſſig ift daher, denjenigen Teil des 
Verluſtes, welcher aus dem Neſervefonds Deckung 
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findet, in der Bilanz nicht beſonders zum Aus⸗ 
druck zu bringen, ſondern den Neſervefonds als⸗ 
bald nur noch in derjenigen Höhe einzuſtellen, 
welche ſich nach Verwendung desſelben zur Verluſt⸗ 
deckung ergibt —; denn in dieſem Falle verſchwindet 
der Poſten „Verluſt“ in derjenigen Höhe, in welcher 
er aus dem Neſervefonds Deckung findet, aus der 
Bilanz.“ 

Was hier in bezug auf den geſetzlichen Reſerve⸗ 
fonds geſagt ift, gilt ſinngemäß auch für Sonderrück⸗ 
lagen mit Hinſicht auf die Beſtimmung im § 261 
(Ziffer 6) HGV. 

Grit nachdem die Generalverſammlung der Uf- 
tionäre die Jahresrechnung genehmigt und beſchloſſen 
hat, daß der Verluſt aus der geſetzlichen oder aus 
ſonſtigen Rücklagen gedeckt werden ſoll, darf der Ver⸗ 
luft in Höhe der Nücklagen abgebucht werden. Hin⸗ 
ſichtlich der Sonderrücklagen kommt dabei in Betracht, 
für welche Zwecke dieje Rücklagen gebildet ſind. 

In demſelben Sinne äußert ſich auch Dr. Paul 
Gerſtner auf Seite 14 ſeines Buches „Intereſſante 
Fälle aus der Buchhaltungspraxis“. 

Daß am Schluſſe der Bilanz entgegen der geſetz⸗ 
lichen Vorſchrift nicht der ganze Verluſt, ſondern nur 
ein Teil desſelben angegeben wurde, ift in der Ge- 
winn- und Verluſt⸗Rechnung dadurch zum Ausdruck 
gebracht, daß der Betrag von 727 562,05 / als Ber- 
luſt⸗Saldo bezeichnet wird. Außerdem heißt es in 
dem Berichte des Vorſtandes zu der Jahresbilanz, 
das abgelaufene Geſchäftsjahr habe einen neuen er⸗ 
heblichen Ausfall ergeben, „welcher ſich unter Au f= 
hebung der geſetzlichen und der Nück⸗ 
lage II auf 727 562,05 % ſtellt“. Trotzdem bleibt 
aber die Jahresbilanz, für ſich allein betrachtet, (und 
auf ſie beziehen ſich nur die Vorſchriften im § 261 
GB.), falſch; denn die Angabe des Verluſtes am 
Schluſſe der Bilanz iſt unwahr, ſie entſpricht nicht 
den Tatſachen, wie ſchon, wie wir geſehen haben, 
aus der Gewinn- und Verluſt⸗RNechnung und aus 
der oben wiedergegebenen Bemerkung im Berichte 
des Vorſtandes hervorgeht. 

Es entſteht nun die Frage, ob es ſich im vor— 
liegenden Falle um eine Bilanzfälſch ung oder 
Bilanzverſchleierung im Sinne des § 314 
Abſatz 1 9G B., alfo um ein Vergehen gegen die 
Strafbeſtimmungen des Handelsgeſetzbuches handelt. 
Nach Staub (Anm. 5 zu § 314) find mit den 
unter Strafe geſtellten, wiſſentlich unwahren oder 
verſchleierten Darſtellungen des Standes der Ber- 
hältniſſe der Geſellſchaft hauptſächlich die Bilanzen 
und die Geſchäftsberichte gemeint, wobei bemerkt 
wird, daß die Bilanz und der Geſchäftsbericht 
jeder für ſich die Wahrheit enthalten muß; es ver⸗ 
ſtößt nach Staubs Auffaſſung auch gegen das Geſetz, 
wenn die Bilanz Anrichtigkeiten enthält, die der 
Geſchäftsbericht erläuternd berichtigt. Das trifft auf 
den vorliegenden Fall zu. 


Rehm (Bilanzen — 2. Auflage, Seite 469) be- 


zeichnet als Bilanzfälſchung die „wiſſentlich unwahre“ 
und als Bilanzverſchleierung die „zwar der Wahr⸗ 
heit (Wirklichkeit) entſprechende, aber wiſſentlich un⸗ 
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klare Aufmachung der Bilanz“. Wer ſich dieſe Be- 
griffsbeſtimmung zu eigen macht, wird in der wiſſent⸗ 
lich unwahren Angabe des Jahresverluſtes am 
Schluſſe einer Bilanz alſo eine ſtrafbare Bilanz⸗ 
fälſchung ſehen müſſen. Mindeſtens liegt in unſerem 
Falle eine Bilanzverſchleierung vor. Der Verluſt der 
Geſellſchaft im Geſchäftsjahre 1916 betrag 1046 560,05 
Mark und nicht 727 562,05 A, wie am Schluſſe 
der Bilanz wahrheitswidrig angegeben iſt. Aller⸗ 
dings ift aus der Gewinn⸗ und Verluſt⸗Nechnung 
ſowie aus dem Geſchäftsberichte zu erkennen, daß am 
Schluſſe der Bilanz nur ein Bruchteil des wahren, 
wirklichen Verluſtes angegeben iſt. Darauf kommt es 
aber, wie wir geſehen haben, für die Frage, ob ein 
Vergehen gegen die Strafvorſchrift im § 314 HOV 
vorliegt, nicht an. 

Demgegenüber könnte als Entſchuldigung oder 
als mildernder Umſtand vielleicht geltend gemacht 
werden, daß lediglich eine Formvorſchrift des Geſetzes, 
wenn auch eine zwingende, verletzt worden ſei, deren 
Beobachtung für die Geſellſchaft und ihre Aktionäre 
ohne Belang geweſen wäre. Auch das trifft im vor⸗ 
liegenden Falle nicht zu. Für die Bilanz unſerer 
Aktiengeſellſchaft kommt nämlich im Zuſammenhange 
mit der Verletzung der Vorſchrift im 8 261 568. auch 
noch die Beſtimmung im § 240 Abſatz 1 HGB. in 
Betracht, welche lautet: 

„Erreicht der Verluſt, der ſich bei der Auf⸗ 
ſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz 
ergibt, die Hälfte des Grundkapitals, fo hat deu 
Vorſtand unverzüglich die Generalverſamm⸗ 
lung zu berufen und dieſer davon Anzeige zu 
machen.“ 

Da bei der Aufſtellung der Jahresbilanz vom 
31. Dezember 1916 ſich ergeben hatte, daß in Wirk⸗ 
lichkeit der Verluſt 1046 560,05 , mithin alfo mehr 
als die Hälfte des Grundkapitals von 2000 000 M 
beträgt, ſo hätte nach 8 240 HGB. der Vorſtand un = 
verzüglich die Generalverſammlung berufen 
müſſen und dieſer davon Mitteilung zu machen ge⸗ 
habt. Das iſt jedoch nicht geſchehen. Vielmehr wurde 
die Jahresbilanz erſt Mitte Juli der Generalver- 
fammlung zur Genehmigung vorgelegt. Keiner der 
in dieſer Verſammlung anweſenden Aktionäre ſcheint 
indeſſen erkannt zu haben, daß die Hälfte des Grund⸗ 
kapitals ſchon verloren war; einer hat nach dem uns 
vorliegenden Zeitungsberichte in bezug auf die Bilanz 
lediglich bemerkt, daß „es wohl notwendig ſei, der 
Geſellſchaft neue Mittel zuzuführen, wenn das Unter⸗ 
nehmen im Laufe weniger Jahre wieder rentabel ſein 
ſolle“. Ein anderer Aktionär hob noch hervor, „daß 
bei der vorzunehmenden Sanierung auch geprüft 
werden müſſe, ob und wieviel noch auf Anlagewerte 
abzuſchreiben fei“. — Kein Wort jedoch über die 
Höhe des Verluſtes! Auf der Tagesordnung ſtand die 
Anzeige des Verluſtes der Hälfte des Grundkapitals 
auch nicht. Das wäre nach Staub (Anm. 6 und 7 
zu § 240 568.) aber auf alle Fälle notwendig ge⸗ 
weſen, wenn etwa die Generalverſammlung von 
Mitte Juli als diejenige angeſehen werden ſollte, die 
gemäß § 240 HGB. unverzüglich einzuberufen war. 
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Dazu hätte der Vorſtand der Geſellſchaft nötigenfalls — 
vertrages findet die ordentliche Generalverſammlung, 


durch Ordnungsſtrafe angehalten werden können. 

Daß die Vorausſetzung für die Anwendbarkeit 
des $ 240 56%. gegeben ift, kann nicht zweifelhaft 
fein. Zwar meint Staub (Anm. 2 zu § 240), daß für 
die Aufſtellung der Bilanz, auf Grund deren die An⸗ 
zeige nach § 240 zu machen ift, die Regeln des § 261 
Nr. 1 und 2 9. nicht gelten. Dieſer Auffaſſung 
widerſpricht jedoch Veit Simon (Vilanzen — 
Seite 469) und nach unſerer Meinung mit Redt, 
Auch Gerſtner teilt die Staubſche Auffaſſung nicht. 
In ſeinem Buche „Bilanz⸗Analyſe“ führt er hierzu 
auf Seite 21 aus: 

„Der Anſicht, daß die Bilanzwerte für die 
Fälle des § 240 HGB. nicht nach § 261, ſondern 
nach § 40 GGV. oder noch mehr nach Liquidations⸗ 
grundſätzen anzuſetzen ſeien, iſt entſchieden ent⸗ 
gegenzutreten. Denn $ 240 ſpricht klar und deutlich 
von dem Verluſt, der ſich bei der Aufſtellung der 
Jahresbilanz oder einer Z wiſchen⸗ 
bilanz ergibt. Und hierfür find nur die Be- 
ſtimmungen des § 261 9. für Aktienvereine 
maßgebend. Ob der Veräußerungswert infolge 
ſtiller Reſerven den Status beſſert, iſt eine zweite 

nach den laut 8 240 eingetretenen Folgen 
zu entſcheidende Frage.“ 

Auf Seite 19 ſeines Buches gibt Gerſtner ferner 
die Darſtellung einer Unterbilanz im Sinne des 8 240 
Abſ. 1 GGV., die ganz auf unſeren Fall paßt. Ob 
übrigens angeſichts der Verhältniſſe der Geſellſchafß 
bei Aufſtellung der Bilanz nach § 40 HOB. oder nach 
Liquidationsgrundſätzen das Ergebnis ein günſtigeres 
geweſen wäre, kann füglich bezweifelt werden. Dazu 
kommt auch noch, daß im § 30 des Statuts unſerer 
Geſellſchaft beſtimmt iſt, was für ſie als Neingewinn 
und damit auch als Verluſt zu gelten hat. Der § 30 

lautet: 

„Der Ueberſchuß der Aktiva über die ſä mt⸗ 
lichen Paſſiva einſchließlich des Grundkapitals 
und des Keſervefonds bildet den Reingewinn.“ 

Umgekehrt muß alſo auch im Sinne dieſes Bara- 
graphen der Ueberſchuß der ſämtlichen Paſſiva ein⸗ 
ſchließlich des Reſervefonds den Verluſt bilden. 

Zweck der Vorſchrift im § 240 Abſ. 1 HOV. iſt 
die Wahrung des Intereſſes der Aktionäre einer Gez 
ſellſchaft, der es ſchlecht geht. Deshalb hat der Vor- 
ſtand einer Aktiengeſellſchaft unverzüglich die 
Generalverſammlung zu berufen und dieſer davon 
Anzeige zu machen, wenn der Verluſt, der bei Auf⸗ 
ſtellung der Jahresbilanz oder einer Zwiſchenbilanz 
ſich ergibt, die Hälfte des Grundkapitals erreicht. Ob 
die Geſellſchaft überſchuldet iſt oder nicht, darauf 
kommt es dabei nicht an. Die Aktionäre find nicht 
Gläubiger, ſondern Mitglieder des Aktienvereins, 
denen bei der im § 240 Abf. 1 HGB. vorgeſehenen 
Lage der Geſellſchaft Anlaß gegeben werden ſoll, ſich 
über ihr weiteres Schickſal ſchlüſſig zu machen. 

Gegen die Vorſchrift im § 240 HG. ift un⸗ 
zweifelhaft gefehlt worden. Wann dem Vorſtande 
der Geſellſchaft bekannt war, daß der Verluſt die 
Hälfte des Grundkapitals erreicht hätte, weiß viel⸗ 


leicht nur er allein. Nach $ 21 des Geſellſchafts⸗ 


der laut § 25 die Genehmigung der Jahresbilanz 
obliegt, „innerhalb der erſten fünf 
Monate“ des mit dem 1. Januar beginnenden 
Geſchäftsjahres ſtatt, und nach § 29 iſt die von dem 
Vorſtande aufgeſtellte und vom Aufſichtsrate geprüfte 
und feſtgeſtellte Jahresbilanz, wie es im Statut heißt, 
„ſpäteſtens vierzehn Tage vor der ordent- 
lichen Generalverſammlung“ den Reviſoren zur 
Prüfung vorzulegen. Späteſtens am 16. Mai hätte 
mithin der Vorſtand „gewußt“ haben müſſen, daß die 
Vorausſetzung für die Erfüllung der Vorſchrift im 
§ 240 HGV. gegeben war, wenn angenommen wird, 
daß der Aufſichtsrat für die Prüfung und Feſt⸗ 
ſtellung der vom Vorſtande aufgeſtellten Bilanz keine 
Zeit brauchte. Infolgedeſſen hätte auch ſpäteſtens am 
31. Mai in der ordentlichen Generalverſammlung 
davon Anzeige gemacht werden müſſen, daß der Ver- 
luft die Hälfte des Grundkapitals erreicht. Dieſe 
Anzeige hätte dann aber auch auf der Tagesordnung 
der ordentlichen Generalverſammlung ſtehen müſſen. 
Das war jedoch nicht der Fall, und die Generalver- 
ſammlung, welche die Jahresbilanz genehmigte, hat 
erſt Mitte Juli, ſtatt ſpäteſtens Ende Mai ftatt- 
gefunden. 

Welche Nechtsfolgen ergeben ſich nun aus der 
falſchen Bilanzaufſtellung entgegen den Bejtimmungen 
im § 261 GGV. und aus der unterlaſſenen Anzeige 
gemäß § 240 HGV. für den Aufſichtsrat und für den 
Vorſtand der Geſellſchaft? Ob ein Vergehen gegen 
§ 314 9B. vorliegt, forl bei dieſer Frage nicht weiter 
erörtert werden. Es kommt uns dabei mehr auf die 
zivilrechtliche Seite an, auf das Intereſſe der Gefell- 
ſchaft und ihrer Aktionäre an dem Fall. 

§ 249 Abſ. 2 HGB. beſtimmt, daß Mitglieder 
des Aufſichtsrates, die ihre Obliegenheiten verletzen, 
der Geſellſchaft mit den Vorſtandsmitgliedern als 
Geſalmtſchuldner für den daraus entſtehenden Schaden 
haften. Dasſelbe gilt nach § 241 für die Vorſtands⸗ 
mitglieder. Zu den wichtigſten geſetzlichen Obliegen⸗ 
heiten des Aufſichtsrates gehört nach § 26 HGB. 
die Prüfung der Jahresrechnung. Nach den 88 19 
und 29 des Statuts unſerer Geſellſchaft hat er ferner 
die Jahresbilanz nicht nur zu prüfen, ſondern auch 
feſtzuſtellen, er iſt alſo für die Richtigkeit dieſer 
Bilanzen voll und im vorliegenden Falle ganz be- 
ſonders deshalb verantwortlich, weil dem Aufſichts⸗ 
rate nach § 19k des Statuts „die Beſtimmung über 
die Verwaltung des geſetzlichen Reſervefonds, ſowie 
die Verwendung der Spezialreſerven“ zuſteht. Offen⸗ 
bar hat der Aufſichtsrat dieſe ſeine Obliegenheiten 
im vorliegenden Falle nicht erfüllt; denn ſonſt hätte 
er die vom Vorſtande aufgeſtellte Jahresbilanz zum 
31. Dezember 1916 richtigſtellen und, ſobald feſtſtand, 
daß der Verluſt die Hälfte des Grundkapitals er⸗ 
reicht, den Vorſtand zur unverzüglichen Berufung 
einer Generalverſammlung pflichtgemäß anhalten 
müſſen. Statt deffen hat der Aufſichtsrat zu dem 
Berichte des Vorſtandes über den Jahresabſchluß, 
erklärt: 


„Den vorſtehenden Ausführungen des Vor⸗ 
ſtandes treten wir genehmigend bei.“ 


Vermutlich haben diesmal die Neviſoren des 
Aufſichtsrates von ihrer Befugnis laut § 26 des 
Statuts Gebrauch gemacht, nach welcher „im Falle 
ihrer Behinderung die Prüfung der Bilanz durch einen 
gerichtlich vereidigten Bücherreviſor erfolgen kann“. 
Tatſächlich ift denn auch von zwei Bücherreviſoren, 
von denen der eine ſich als „gerichtlich vereidigt“ be⸗ 
zeichnet, ſowohl unter der Bilanz als auch unter der 
Gewinn⸗ und Verluſt⸗Nechnung beſcheinigt, daß fie 
dieſelben „geprüft und mit den ordnungsmäßig ge⸗ 
führten Büchern der Geſellſchaft übereinſtimmend ge⸗ 
funden haben“. Indeſſen durften die Bücherreviſoren 
eine ſolche Beſcheinigung von Rechtswegen gar nicht 
ausſtellen; denn Bücher, die geſetzwidrige Buchungen 
enthalten, jind als ordnungsmäßig geführt nicht an= 
zuſehen. Außerdem aber können die Mitglieder des 
Aufſichtsrates gemäß § 246 Abſ. 4 HGB. die Aug- 
übung ihrer Obliegenheiten nicht anderen übertragen. 
Wenn es auch erlaubt ijt, zu den RNeviſionen der 
Bücher und der Jahresrechnung einen gerichtlich ver⸗ 
eidigten Bücherreviſor zuzuziehen (Staub, Anm. 13 
zu § 246), fo ift jedoch nicht erlaubt, daß der Aufſichts⸗ 
rat allgemein einer fremden Perſon die Erfüllung 
ſeiner Obliegenheiten überträgt. Keinesfalls kann auf 
dieſe Weiſe der Auffichterat ſelber ſich von der ihm 
geſetzlich auferlegten Verantwortlichkeit befreien. 
Eine Beſcheinigung durch einen vereidigten Bücher⸗ 
reviſoß daß er die Bilanz geprüft und mit den 
ordnungsmäßig geführten Büchern der Geſellſchaft 
übereinſtimmend gefunden habe, entlaſtet den Auf⸗ 
ſichtsrat durchaus nicht. Vielleicht könnte er eine 
ſolche Beſcheinigung als mildernden Amſtand für ſich 
geltend machen, wenn hinterher ein Bilanzvergehen, 
für das der Aufſichtsrat mitverantwortlich iſt, feſt⸗ 
geſtellt werden ſollte. Das ijt aber auch alles. Haft⸗ 
bar bleibt auf jeden Stall der Auſſichtsrat ſowohl 
als auch der Vorſtand gegenüber der Geſellſchaft für 
allen Schaden, der ihr aus der falſchen Aufſtellung 
der Jahresrechnung und insbeſondere daraus ent⸗ 
ſtanden iſt oder noch entſtehen könnte, daß der Vor⸗ 
ſtand nicht unverzüglich die Generalverſammlung be⸗ 
rufen hat, nachdem bei Aufſtellung der Jahresbilanz 
ſich ergeben hatte, daß der Verluſt die Hälfte des 
Aktienkapitals erreicht. 


Geſetzt den Fall, daß Anfang 1914 bei Auf⸗ 
ſtellung der Jahresbilanz ſich ein Verluſt ergeben 
hätte, der die Hälfte des Aktienkapitals erreicht, und 
daß dann Aufſichtsrat und Vorſtand unterlaſſen 
hätten, unverzüglich die Generalverſammlung einzu⸗ 
berufen und daran anſchließend die notwendige Sanie⸗ 
rung der. Geſellſchaft ſofort in die Wege zu leiten. 
Damals dachte noch kein Menſch an den Krieg. Ein 
Krieg von längerer Dauer galt überdies allgemein, 
auch nach Anſicht von Sachverſtändigen, in unſerer 
Zeit als unwahrſcheinlich, wenn nicht unmöglich. Die 
Verhältniſſe auf dem Geldmarkte lagen günjtig. Hätte 
für das Unternehmen ſonſt begründete Ausſicht be⸗ 
ſtanden, daß es in abſehbarer Zeit wieder eine an= 


gemeſſene Verzinſung des darin angelegten Kapitals 
bringen würde, dann war auch Ausſicht vorhanden, 
eine gründliche Sanierung der Geſellſchaft durchzu⸗ 
führen. Nach Ausbruch des Krieges wäre das nicht 
mehr ſo ohne weiteres möglich geweſen. Ohne Zweifel 
wäre dann aber im Falle der Unterlaſſung der un⸗ 
verzüglichen Einberufung der Generalverſammlung 
und des rechtzeitigen Verſuches einer Sanierung Auf⸗ 
ſichtsrat und Vorſtand der Geſellſchaft wegen dieſer 
etwaigen Unterlaffung für den daraus entſtandenen. 
Schaden der Geſellſchaft haftbar geweſen. Was für 
die damaligen Zeitverhältniſſe gilt, muß, wenn viel⸗ 
leicht auch nicht in gleichem Maße, auch für die 
heutigen gelten. Während der Kriegszeit können im 
Laufe von wenigen Monaten, ſogar ſchon von wenigen 
Wochen die Verhältniſſe einer Aktiengeſellſchaft und 
ebenſo die ihrer Aktionäre ſich weſentlich verſchlechtern. 
Aktionäre, denen im Wai dieſes Jahres es noch mög⸗ 
lich geweſen wäre, die nötigen Mittel für die Sanie⸗ 
rung des Unternehmens aufzubringen, brauchen dazu 
heute längſt nicht mehr imſtande zu ſein. Im Sep⸗ 
tember vorigen Jahres hat wohl die außerordentliche 
Generalverſammlung die Annahme der Sanierungs⸗ 
vorſchläge der Verwaltung einſtimmig beſchloſſen. 
In dieſer Verſammlung war aber nicht einmal ein 
Viertel des Grundkapitals vertreten. Wenn die übrige 
Dreiviertelmehrheit ſich an der Aufbringung der 
Mittel für die Durchführung der geplanten Sanierung 
nicht beteiligt, was dann? Mehr als zweifelhaft muß 
es immerhin erſcheinen, daß dann neue Aktionäre ſich 
finden werden, die bereit ſind, ihr Geld in einem 
ſchwer kranken Unternehmen anzulegen, während 
anderweitig zur gewinnbringenden Anlage von 
Geldern in Induſtrieunternehmungen heutzutage Ge⸗ 
legenheit genug ſich bietet. Ob im Falle des Scheiterns 
der Sanierung die übrigen Aktionäre, welche mit 
ihrem Aktienbeſitz in der Septemberverſammlung 
nicht vertreten waren, ſich an Aufſichtsrat und Vor⸗ 
ſtand der Geſellſchaft wegen Schadenerſatz werden 
halten können, ift eine Nechtsfrage, die zu entſcheiden 
berufenen Kennern des Rechtes vorbehalten bleibt. 
Wir möchten dieſe Frage nicht ſchlechthin verneinen, 
eher bejahen. 

Zum Schluß noch eine Bemerkung über die 
etwaigen Rechtsfolgen für die beiden Bücherreviſoren, 
welche unter der Jahresbilanz und unter der Gewinn⸗ 
und Verluft-Rehnung beſcheinigt haben, daß die 
Bücher der Geſellſchaft ordnungsmäßig geführt ſeien 
und daß die Jahresbilanz mit ihnen übereinſtimme. 
Handelt es ſich bei der Bilanz um ein Vergehen 
gegen § 314 HGB., dann haben die Bücherreviſoren 
fi) der Beihilfe gemäß § 49 Str. ſchuldig gemacht. 
In bezug auf ihre zivilrechtliche Haftung wird chen- 
falls kaum zu bezweifeln ſein, daß mach den all⸗ 
gemeinen Grundſätzen des Bürgerlichen Rechtes über 
Schadenerſatzpflicht die Bücherreviſoren haftbar find, 
ganz gleich, ob ſie ihre Tätigkeit auf Grund eines 
Dienſtvertrages oder eines Werkvertrages ausüben. 

An dieſem Beiſpiele zeigt ſich wieder, daß kleine 
Urſachen große Wirkungen haben können. Damit 
ſchließen wir dieſe Betrachtung. 


* 
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Deutſehe Finanzreform 


Um Grundlagen zur Beurteilung des Umfanges 
der zukünftigen Finanzreform zu gewinnen, muß man 
ſich zunächſt einmal die ganze Größe der aufzubringen⸗ 
den Summen klarmachen. Auch heute iſt es nicht 
möglich, eine annähernd genaue Schätzung zu geben. 
Eine Eigenart dieſes Krieges beſteht darin, daß nicht 
bloß zu ſeinem Beginn die Kriegsdauer auf deutſcher 
Seite ſehr kurz veranſchlagt worden war, ſondern 
daß der Wechſel auf das Ende des Krieges immer 
nur auf höchſtens ſechs Monate prolongiert worden 
iſt. Selbſt Peſſimiſten glaubten für das Frühjahr das 
Jahres 1918 das Ende des Krieges vorausſagen zu 
können. Es bleibt mir für meine Zwecke nur übrig 
zu unterſtellen, daß die Kampfhandlungen mit dem 
Ablauf dieſes Jahres ihr Ende erreichen werden. 
Auch wenn man das annimmt, ift es noch nicht mög- 
lich, mit voller Wahrſcheinlichkeit die Geſamtkoſten 
des Krieges anzugeben. Denn ſelbſt wenn die geſamten 
Kampfhandlungen bis dahin beendigt ſein ſollten, ſo 
wären damit die Koſtenquellen noch nicht verſtopft 
Unter allen Umftänden müßten dann zu den eigent- 
lichen Koſten der Kriegsführung die Koſten der Demo— 
biliſation noch hinzugeſchlagen werden. Und welchen 
Umfang ſie annehmen, läßt ſich heute auch nicht 
annähernd ſagen. Während alſo auf der einen Seite 
dieſe Demobiliſationskoſten die Kriegsausgaben noch 
vermtehren dürften, wird auf der anderen Seite mit 
gewiſſen Einnahmen des Kriegsetats zu rechnen 
fein. Und zwar hauptſächlich aus dem Verkauf der 
zahlreichen Beſtände an Aumeegerät und an Vor- 
täten der Intendanturen. Munition, Waffen, Nom- 
turen und ähnliches wird die Kriegsverwaltung natür⸗ 
lich nicht verkaufen, ſondern für zukünftige Zwecke 
auf Lager nehmen. Denn es hat ſich ja doch in dieſem 
Kriege zur Genüge erwieſen, daß die früheren Vor— 
räte gerade an Munition und Bekleidung den An⸗ 
ſprüchen moderner Kriegführung mit ihren Maſſen— 
aufgeboten nicht mehr genügen. Dagegen werden vom 
Fuhrpark, von Automobilen, von den Pferdebeſtänden 
große Verkäufe gemacht werden können. Ebenſo iſt 
es ſelbſtverſtändlich, daß überflüſſige Vorräte von 
Nahrungsmitteln, von Breunſtoffen und ähnlichem 
an die Zivilverwaltung überführt werden können. 
Dazu dürften noch aus der Geſamtliquidation des 
Krieges andere weſentlichen Einnahmen der Wilitär⸗ 
verwaltung zufallen. Alles das gilt unter der 
Porausſetzung, daß die Kampfhandlungen Ende des 
Jahres in vollem Umfange beendet ſein werden. Es 
muß aber, wie die Dinge augenblicklich ausſehen, mit 
der nicht geringen Wahrſcheinlichkeit gerechnet 
werden, daß ſelbſt die Kampfhandlungen auf den Land⸗ 
kriegsſchauplätzen vorüber ſind, wenn der Seekrieg 
jedoch noch weiter dauern wird. In dieſem Jalle 
würden ſich natürlich die Kriegskoſten ganz erheblich 
vermindern. Aber ſie dauern an und für ſich doch 


) Siehe „Plutus“ S. 79, 93, 103 und 129 ff. 


noch fort, und zwar in einer Höhe, die vorläufig noch 
gar nicht überſehen werden kann. 

Dieſer ungewiſſe Zukunftsfaktor muß aus der 
Koſtenberechnung vollkommen ausgeſchieden werden. 
Wir können auch die bisher bewilligten Kredite ſowie 
die bisher aufgelegten Anleihen zuzüglich der 
ſchwebenden Schulden nicht als Maßſtab annehmen. 
An Anleihen, an Krediten bewilligt find dem Reihs- 
ſchatzſekretär insgeſamt 124 Milliarden Davon find 
einſchließlich des Ergebniſſes der achten Kriegs⸗ 
anleihe in der Form von fundierten Anleihen bisher 
87 510 Will. “ flüſſig gemacht worden. Die ſchweben⸗ 
den Schulden, die durch Begebung von unverzinslichen 
Schatzſcheinen und Schatzwechſeln an die Reichsbank 
und an private Geldinſtitute entſtanden ſind, ſchätzte 
man letzthin auf etwa 24 000 Mill. %% Das war aller- 
dings noch vor dem Neſultat der letzten Kriegsanleihe, 
ſo daß augenblicklich durch die Anleihen die ſchweben⸗ 
den Schulden ſich vermindert haben dürften. Man 
wird aber doch wohl die augenblickliche Geſamt⸗ 
ſchuldenlaſt des Reiches für Kriegszwecke auf rund 
100 Milliarden // veranſchlagen müſſen. Wenn man 
die monatlichen Kriegskoſten mit etwa 3000 Will. % 
berechnet, ſo würden bis Ende des Jahres noch die 
Koſten für ſieben Monate mit 21 Milliarden hinzu⸗ 
kommen, ſo daß ſich dann die reinen Kriegskoſten 
ohne die Koſten der Demobiliſation auf mindeſtens 
120 Milliarden / belaufen haben werden. 

Die aufgenommenen Kredite, die ja doch eben 
wirklich verausgabte Wittel darſtellen, geben uns 
einen ungefähren Anhalt für die Schätzung der bis⸗ 
her angewachſenen Kriegskoſten. Sie bilden ja eigent⸗ 
lich den einzigen Ausweis, den das Reidh uns liefert, 
da das Kriegsbudget geheimt gehalten wird. Jede 
andere Nechnungsmethode ift recht unzuverläſſig. 
Aber man muß doch den Verſuch machen, gewiſſer⸗ 
maßen zur Probe die Kriegskoſten auch auf andere 
Weiſe zu errechnen. Das wird dadurch erſchwert, daß 
die Kriegsausgaben in den verſchiedenen Perioden 
des Krieges natürlich verſchieden geweſen ſind. Relativ 
am höchſten waren ſie im Anfang des Krieges, wo 
das ganze Verfahren noch ungeregelter war, aber ab— 
ſolut ſind ſie natürlich mit zunehmender Kriegsdauer 
gewachſen, ſchon wegen der erheblich größeren 
Menſchenmaſſen, die in dem weiteren Verlauf des 
Krieges in ſteigendem Maß am Kampfe beteiligt 
waren. Verſucht man ſich auf anderen Wegen 
als über die Anleihen die Höhe der Kriegskoſten zu 
konſtruieren, ſo muß man zunächſt davon ausgehen, 
daß die Mobilmachung etwa 500 Millionen gekoſtet 
haben dürfte. Wie bekannt iſt, hatte man für die 
Zwecke einer zukünftigen Mobilmachung das Depot 
im Juliusturm bei Spandau in Höhe von 120 Mill. % 
zurückgeſtellt, das ſeinerzeit aus der franzöſiſchen 
Kriegsentſchädigung im Jahre 1871 abgezweigt werden 
war. Als dieſe Summe feſtgelegt wurde, waren die 
Begriffe von Kriegskoſten erheblich anders als heute, 


Wären die deutſchen Kriegskoſten in dieſem Kriege 
von Anfang an hoch geweſen, wie wir ſie jetzt ſchätzen, 
ſo würden die 120 Millionen überhaupt nur etwas 
mehr als einen Tag gereicht haben. Man hatte kurz 
vor dem Krieg deshalb bereits Bedacht darauf ge⸗ 
nommen, den Reichskriegsſchatz zu vermehren, und 
es ſtanden daher bei Kriegsausbruch etwa 300 Mill. 
Mark bare Mittel dem Reich zur Verfügung. Dieſe 
Barbeitände an Gold und Silber wurden der Reichs- 
bank übergeben, die infolgedeſſen in der Lage war, 
durch Notenausgabe den dreifachen Betrag, alſo 
900 Will. %, flüſſig zu machen und dem Reich zur 
Verfügung zu ſtellen. Nehmen wir an, daß dieſe 
900 Will. M die Koſten der eigentlichen Mobil- 
machungskoſten darſtellen, ſo können wir den Betrag 
auf rund eine Milliarde abrunden, wenn wir berück⸗ 
ſichtgen, daß wir für die Mobilmachung derjenigen 
Bundesgenoſſen, die ſpäter in den Krieg zogen, nich? 
unerhebliche Beiträge zu leiſten verpflichtet geweſen 
find. Zu dieſen Mobilmachungskoſten traten dann. 
die eigentlichen militäriſchen Roften der Kriegs⸗ 
führung. Im erften Jahr wurden diefe Koſten mit 
einer Milliarde pro Monat, im zweiten Jahre mit 
zwei Milliarden pro Monat, im dritten Jahr mit 
2½ Milliarden und im vierten Jahre mit drei 
Milliarden veranſchlagt. Unter der Vorausſetzung, 
daß die Koſten ſich ja das vierte und fünfte Jahr 
gleich bleiben, würden ſich mithin an Koſten ergeben: 
für das erſte Jahr 12 Milliarden, 
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Danach belaufen ſich die reinen militäriſchen 
Kriegsführungskoſten einſchließlich der Ausgaben für 
die Mobilmachung auf 117 Milliarden Dazu 
dürfte an anderen Kriegskoſten, aus der Volks- 
ernährung und ähnlichem, noch Koſten treten, die wir 
für die geſamte Kriegsdauer mit zehn Milliarden 
nicht zu gering veranſchlagen. Dann muß in die 
Kriegskoſten noch hineingerechnet werden all das, was 
wir an Entſchädigungen an die Bewohner Oſtpreußens 
und Elſaß⸗Lothringens bezahlen mußten und zu be⸗ 
zahlen haben werden. Des weiteren können wir bei 
der Feſtſtellung der Kriegskoſten den Betrag nicht 
überſehen, der ſich nachher für die Wiederherſtellung 
der Schlagkraft des Heeres und der Marine als not⸗ 
wendig erweijen wird. Als der öſterreichiſch⸗ungariſche 
Miniſter des Auswärtigen, Graf Czernin, feine großen 
Reden über das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und 
zukünftige internationale Vereinbarungen über die 
Abrüſtung hielt, war das Thema der Abrüſtung und 
des ewigen Friedens auf der Tagesordnung. Seitdem 
iſt es davon ſtiller geworden. Aber noch immer iſt 
ja die Hoffnung nicht völlig aufgegeben, daß die Zu⸗ 
kunft politiſche Möglichkeiten zeigen wird, in irgend⸗ 
einer Weiſe die ſchweren Laſten der militäriſchen 
Rüftung von den Völkern zu nehmen. Ich will mich 
hier gar nicht über die Möglichkeiten eines ewigen 
Friedens theoretiſch auslaſſen. Selbſt wenn man 
ſolche Möglichkeiten zugeben will, jo dürfte die Durch- 
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führung ſolcher Abmachungen ſo lange dauern, daß 
zunächſt doch einmal der Schutz des Vaterlandes weiter 
beſchloſſen und — bezahlt werden muß. Auf dieſen 
Schutz wird gerade Deutſchland ſo lange und werden 
vermutlich auch Deutſchlands Bundesgenoſſen ſo lange 
nicht verzichten können, bis ſehr bindende und ſehr 
vertrauenswürdige Abmachungen getroffen find. 
Denn ſelbſt wenn ſchließlich ein Friede mit England 
als Schluß aller Friedensſchlüſſe geſchloſſen werden 
ſollte, ſo darf man angeſichts der politiſchen Um- 
ſtände namentlich angeſichts der bei unſeren Staats⸗ 
männern beliebten ruſſiſchen Politik dieſen Frieden 
als dauerhaft nur dann anſehen, wenn Deutſchlands 
Wehrmacht zu Lande und zu Waſſer jo ſtark ijt, daß 
ſie allen Eventualitäten Trotz bieten kann. Von einer 
Abrüſtung im eigentlichen Sinne wird deshalb auf 
abſehbare Zeit keine Rede fein können, und vermut⸗ 
lich werden ſich dieſer unliebſamen Konſequenz in 
Deutſchland auch die politiſch extrenſten Parteien 
nicht verſchließen. Denn in der Friedenszeit hat die 
ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands zwar theo⸗ 
retiſch alle pazifiſtiſchen Beſtrebungen unterſtützt, 
aber fie hat doch niemals die Abrüftung im Sinne 
einer vollkommenen Wehrlosmachung verſtanden, 
ſondern gerade von ſozialdemokratiſcher Seite und 
früher beſonders energiſch von Auguſt Bebel find 
nur demokratiſche Reformen in dem Sinne verlangt 
worden, daß das ſtehende Heer in ein Volksheer um⸗ 
gewandelt werden ſollte. Namentlich wurde die Ver⸗ 
un inderung der aktiven Cadres und die Herabſetzung 
der Dienſtzeit gefordert. Auf der anderen Seite aber 
wurde gerade die Notwendigkeit der Wehrhaftmachung 
des geſamten Volkes betont. Es unterliegt ſchon jetzt 
gar keinem Zweifel, daß weſentliche Teile der ſozial⸗ 
demokratiſchen Forderungen in Zukunft erfüllt werden, 
nicht aus Liebe unſerer Militärs zur Sozialdemo⸗ 
kratie, ſondern aus den Notwendigkeiten heraus, die 
dieſer Krieg aufdeckte. Die Mängel des früheren 
Militärſyſtems haben ſich namentlich darin gezeigt, 
daß während des Krieges große Maſſen völlig unaus⸗ 
gebildeter Menſchen haben ausgebildet werden 
müſſen. Abgeſehen von ber unter dem früheren 
Syſtem bedingten minderen Schlagkraft im Anfang des 
Krieges, hat die Ausbildung von im reiferen Alter 
ſtehenden Menſchen mit unzulänglichem Ausbildungs⸗ 
material auf die Geſamtſtimmung ſo eingewirkt, daß 
vermutlich die bis zum Beginn des Krieges giltige 
Einrichtung des ungedienten Landſturmes aus dem 
militäriſchen Wörterbuch in Zukunft völlig ausge⸗ 
ſchaltet werden wird. Dazu kommt weiter die durch 
den Krieg erwieſene Notwendigkeit, rechtzeitig ein 
Beanttenkorps der Neſerve auszubilden, das Sanitäts⸗ 
offizierkorps weiter auszubauen und die militär iſche 
Ausbildung der Frauen zu Schweſtern für die Kran⸗ 
kenpflege in viel größerem Maßſtabe als bisher vor⸗ 
zunehmen. Nehmen wir all das Zuſammen, fo ergibt 
ſich klar, daß zweifellos auf der einen Seite das 
eigentliche ſtehende Heer vermindert werden, dagegen 
das Ausbildungsperſonal und die Zahl der jährlich 
auszubildenden Perſonen in erheblichem Maße ver⸗ 
mehrt werden wird. Wir werden alſo beinahe im 


Sinne der Sozialdemokraten mit einer Demokrati⸗ 
ſierung des Heeres rechnen können. Db aber diefe 
Demokratiſierung eine Verbilligung der Koſten be— 
deutet, erſcheint mehr als zweifelhaft. Das kommt 
natürlich auch ſchon bei der Schätzung der Koſten für 
die Wiederherſtellung von Heer und Marine in Frage, 
die wir mit mindeſtens 6 Milliarden , veranſchlagen 
müſſen. 


145 


Mit den bisher berechneten Koſten erſchöpft ſich 
aber keineswegs die Geſamtkoſtenlaſt des Krieges. 
Denn es fehlt noch einer der wichtigſten Poſten, näm⸗ 
lich die NRentenlaft für die Kriegsbeſchädigten und 
für die Hinterbliebenen der gefallenen Krieger. 

G. B. 
(Weitere Aufſätze folgen.) 


Auskandsſpiegel. 


Die deutſche Konkurrenz im ägyptiſchen Baumwoll⸗ 
handel. 


Die Northcliffe-Preſſe, voran die „Times“, 
kommt in gewiſſen, kunſtvollen Intervallen wieder 
und wieder auf die „Gefahren“ zurück, die den eng⸗ 
liſchen Kaufleuten in Aegypten aus der feindlichen 
Konkurrenz im Baumwollhandel dieſes Landes er- 
wachſen. Dieſe Gefahren beſtehen darin, daß die Stelle 
der gewaltſam liquidierten feindlichen Häuſer durch 
levantiniſche Firmen eingenommen werden könne. 
Die „Times“ verlangen die Errichtung einer oder 
mehrerer engliſcher Firmen, um jene angeblichen 
Gefahren zu beſeitigen. Die wiederholten Unken⸗ 
rufe des führenden Londoner Blattes find begreif— 
licherweiſe nicht ohne Echo geblieben. Auch die in 
dieſer Frage beſonders kompetente Manchester Cotton 
Association hat ſich, nolens volens, mit der Angelegen— 
heit beſchäftigt und das Ergebnis ihrer Unterſuchung 
in einem Bericht niedergelegt. Dieſer Bericht hatte 
leider nicht das Glück, vor den Augen der Redal- 
teure der „Times“ Gnade zu finden; hat doch der 
genannte Verband von Mancheſter die Stirn, in 
ſeinem Bericht feſtzuſtellen, daß die in Aegypten 
bereits beſtehenden Baumwollhäuſer durchaus genüg⸗ 
ten, um das von den zwangsweiſe liquidierten feind⸗ 
lichen Firmen vor dem Kriege betriebene engliſche 
Geſchäft zu bewältigen. Darob großer Entrüſtungs⸗ 
rummel der „Times“, Es ſei ja einfach unerhört, 
daß ein engliſcher Fachverband, und noch dazu ein 
folder von dem Nufe und der Bedeutung der 
Manchester Cotton Association, eine ſolche Anſicht aus⸗ 
drücken könne. Das wäre unkaufmänniſch und uns 
vatriotiſch. — Woher die „Times“ ihre Informationen 
über die Angelegenheit bezogen, war bisher ſchleier⸗ 
haft geweſen. Neuerdings ſtellt ſich heraus, daß 
der Gewährsmann des Blattes kein anderer iſt als 
Lord Edward Cecil, der finanzielle Berater 
im Finanzminiſterium in Kairo. Der edle Lord, der, 
wie alle den ägyptiſchen Miniſterien beigegebenen 
engliſchen „Advisers“, die Seele des Miniſteriums 
und als eigentlicher Finanzminiſter Aegyptens an- 
zuſehen ift — die Winiſter ägyptiſcher Nationalität 
ſind ſamt und ſonders Statiſten — hat ſeiner 
Empörung über den Bericht der Manchester Cotton 
Association in einem Briefe Luft gemacht. Nicht 
etwa in einem Briefe an die Manchester Cotton 
Association, wie man annehmen ſollte, ſondern in 
einem Schreiben an die Association of Chambers of 
Commerce, Alſo ſo etwas wie ein Anpetzen. In 


dieſem Schreiben an den Verband der Handels- 
kammern erklärt Lord Edward Cecil, daß er für 
die in den „Times“ veröffentlichten Mitteilungen über 
die Angelegenheit verantwortlich ſei. Er halte es 
im Intereſſe der Sache für wünſchenswert, die ges 
nauen Ziffern der Baumwollausfuhr durch deutſche 
und öſterreichiſche Firmen in Aegypten während 
der Kampagne 1913/14 zuſammenzuſtellen. Dieſe 
Zuſammenſtellung zeigt folgendes Bild: 

Name der feindlichen Firma: Geſamtexport: Davon nach England 


(in Ballen) 

A. Adda 3 297 3 197 
Fritz Andres & Co. 44 339 11 144 
H. Bindernagel 26 751 22 467 
Deutſche Orientbank 211 211 
Eicher, Jeſumann & Co. 21 884 4 564 
R. Lindemann & Co. 103 304 29 649 
Mohr & Fenderl 46 480 12 261 
Rieden & Eo. 14 840 5 207 
Seeger Broſ. 12 343 3435 
W. Trapp & Co. 990 105 

274 439 92 240 


(Von dieſen Firmen find A. Adda und 
Mohr & Fenderl öſterreichiſcher, die übrigen deut- 
ſcher Nationalität.) Lord Edward Cecil kommentiert 
dieſe Ziffern wie folgt: „Die geſamte Baumwoll— 
ausfuhr aus Aegypten hatte ſich in der Kampagne 
1913/14 auf 970 263 Ballen belaufen. Der geſamte 
Export der zehn feindlichen Firmen ſtellt demgemäß 
mehr als 28% des geſamten Handels dar, oder, 
auf Baſis eines Durchſchnittspreiſes von åg. Pfund 
28 per Ballen, einen Wert von 7500 000 äg. Pfund 
bei einem Geſamtwert von 26357000 åg. Pfund, 
eine Ziffer, die ſich auf 46 Firmen verteilt.“ (Das 
ägyptiſche Pfünd entſpricht einem engliſchen Pfund 
Sterling plus 6 Pence.) „Die erſte Erportfirma,“ 
io heißt es in dem Briefe Lord Edward Cecila 
weiter, „war die deutſche Firma R. und O. Linde⸗ 
mann mit 103304 Ballen. An zweiter Stelle ſtand 
die engliſche Firma Choremi, Benachi and Co. mit 
101 638 Ballen. Darauf folgte die engliſche Firma 
Peel and Co. mit 97094 Ballen jowie die engliſche 
Firma Carver Brothers and Co. mit 94184 Ballen. 
Die Geſamtziffer der in der Kampagne von 1913/14 
nach England exportierten Baumwolle war 137 820 
Ballen, ſo daß die Ausfuhr der deutſchen Firmen 
nach England mit 92240 Ballen über 200% der 
geſamten Ausfuhr beträgt. Mit dieſer Tabelle vor 
unſeren Augen iſt es ſchwierig, zu verſtehen, wie 


die Manchester Cotton Association das vor dem Kriege 
von feindlichen Firmen mit England getätigt: Ge⸗ 
ſchäft als „klein“ bezeichnen kann. — Bei näherer 
Prüfung dieſer Ziffern iſt zu berückſichtigen, daß 
das Erſcheinen feindlicher Firmen im, Ba umwoll⸗ 
handel Aegyptens vergleichsweiſe jüngeren Datums 
iſt. Es liegt ungefähr 15—20 Jahre zurück. Die 
Firmen haben jährlich ſowohl der Zahl als der Be⸗ 
deutung nach ſtändig zugenommen. Und im Jahre 
1913/14 hat eine deutſche Firma im Baumwoll⸗ 
export die erſte Stelle erobert. Daß andere Länder 
die Auffaſſung der Manchester Cotton Association 
nicht teilen, wird durch die Tatſache bewieſen, daß 
ſeit der Liquidation der feindlichen Firmen vier 
neue Firmen begründet wurden: Zwei griechiſche und 
zwei jüdiſche, von denen eine Firma britiſche Unter⸗ 
tanen als Teilhaber beſitzt. Von etwa 40 Firmen 
find nur drei (jetzt vier) engliſcher Nationalität. 
Allerdings haben dieſe drei Firmen von einem 
Geſamtexport von 970 263 Ballen nicht weniger als 
292 916 Ballen ausgeführt. Iſt es aber vernünftig, 
anzunehmen wie es die Manchester Cotton 
Association offenbar tut —, daß dieſe drei Firmen 
die von den zehn feindlichen Firmen getätigten 
27 439 Ballen abſorbieren können? In Erwiderung 
auf eine Anfrage des Schreibers dieſer Note hat der 
Präsident der Alexandria Produce Assoziation erklärt, 
nach ſeiner Meinung ſei ſicherlich noch Platz für 
eine andere bedeutende Firma im Baumwollhandel. 
Der genannte Präſident iſt Seniorpartner eines der 
bedeutendſten (oben erwähnten) engliſchen Baum⸗ 
wollexporthäuſer. — Auch ift der Verfaſſer dieſer 
Zeilen ermächtigt, den Namen des Herrn A. G. M. 
Dickſon, Subgonverneurs der National Bank of Egypt, 
zu erwähnen. Der Genannte lieferte di: Ziffern für 
die Originalmitteilung über dieſe Angelegenheit und 
iſt durch feine Keuntniſſe und Erfahrungen be⸗ 
ſonders qualifiziert, die Sache zu beurteilen. 

Die Baumwollſaat⸗Ernte ſtellte im Jahre 
1913/14 einen Wert von 3335 000 äg. Pfund dar. 
Hiervon hat Deutſchland 1657 500 50% aufge- 
nommen. — Es ſcheint uns dabei, daß die Manchester 
Cotton Association beſſer beraten geweſen wäre, in 
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einer ſo vitalen und wichtigen Angelegenheit eine 
genaue Unterſuchung einzuleiten, anſtatt eine 
Meinung zu riskieren, die ſachkundigen Leuten als 
auf ungenügender Kenntnis beruhend erſcheint. Hier 
iſt vielleicht das Ergebnis einer telephoniſchen Nach⸗ 
frage bei dem engliſchen Büro einer beſtehenden 
ägyptiſchen Baumwollfirma, die Veranlaſſung ge- 
habt haben mag, jene Auskunft zu geben, auf 
welcher die Manchester Cotton Association ihren Bericht 
baſiert hat.“ — — So weit dieſer grobe und — 
dumme Brief Lord Edward Cecile. Daß er grob 
iſt, braucht nicht erſt beſonders bewieſen zu werden. 
Dumm it er in allen feinen Teilen. Ein Beiſpiel 
für viele: Warum ſollen die drei bedeutendſten 
engliſchen Baumwollfirmen — Choremi, Benahi 
and Co., Peel and Co. und Carver Brothers and 
Co. — die 292 916 Ballen getätigt haben, nicht auch 
noch mit weiteren 274 439 Balken (die den Umfang 
des deutſchen Geſchäfts darſtellen) fertig werden? 
Warum denn nicht, zumal neben dieſen drei jetzt 
noch eine vierte engliſche Baumwollfirma in 
Alexandria beſteht? Aber: — und hier kommt der 
blühende Unſinn des Herrn „Adviser“ zu voller Ent⸗ 
faltung — es handelt ſich ja gar nicht um die 
Abſorbierung von 274439 Ballen. Kann fih ja gar 
nicht darum handeln. Aus dem einfachen Grunde, 
weil von dieſen 274439 Ballen ja nur 92 240 Ballen 
nach England gegangen ſind. Das iſt rund ein 
Drittel des feindlichen Exports. Die reſtlichen zwei 
Drittel ſind nach anderen Ländern, hauptſäch⸗ 
lich nach Deutſchland und Oeſterreich⸗ 
Ungarn verſchifft worden. Glaubt Lord Edward 
Cecil im Ernſt, daß das deutſche und öſterreichiſche 
Geſchäft nach dieſem Kriege den engliſchen 
Firmen — ausgerechnet! — zufallen wird? Iſt 
der Lord ſo dumm oder ſtellt er ſich nur ſo? 
Der ganze Brief ließe ſich in allen ſeinen Teilen 
mühelos als unſinnig zerpflücken. Aber es iſt nicht 
der Mühe wert. Der Leſer wird ohnehin längſt 
verſtanden haben, auf welcher Seite das Recht und 
die Sachkenntnis liegt: Ob auf ſeiten der Manchester 
Cotton Association oder bei Lord Edward Cecil und 
feinem Leiborgan, den „Times“. 


Revue der Preffe. 


Eine einſchneidende Maßregel wird aus Amer 
rifa gemeldet. Die „Deutſche Lodzer Zei⸗ 
tung“ (13. Mai) berichtet über eine 
Schließung der amerikaniſchen Baumwoll- 

Getreidebörſen. 
Es iſt zwar noch nicht bekannt, ob es ſich nur 
um eine vorübergehende Maßregel (wie ſchon zu 
Anfang des Krieges) handelt, aber ſoviel ſteht feſt, 
daß die Baumwollmärkte in den letzten Wochen 
äußerſt heftigen Preisbewegungen unterworfen waren. 
Die Schließung erfolgte anſcheinend zur Beruhigung 
der erregten Gemüter, die beſonders ſtark alteriert 
worden waren durch die Meldungen, daß die Baum⸗ 
Ipelſperſchiffüngen aus Amerika nach England im 


und 


März d. J. überhaupt eingeſtellt worden ſind. Die 
Schließung der Getreidemärkte ſoll auf den unauf⸗ 
haltſamen Rückgang der ſichtbaren Vorräte von 
Weizen (4 Will. Buſhel gegen den Friedensſtand von 
12 Mill.) zurückzuführen ſein. — Ueber 
Braſiliens Außenhandel 

weiß der „Berliner Börſen⸗Courier“ 
(14. Mai) folgendes zu berichten. Es ergibt ſich aus 
einer handelsſtatiſtiſchen Aufſtellung, daß mit einer 
einzigen Ausnahme (Kakao!) alle bisherigen Haupt⸗ 
produkte (Kaffee, Tee, Kautſchuk, Tabak) in der Ver⸗ 
gleichszeit 1913—1917 in ſtarkem Nückgange des 
Exports begriffen ſind. Dagegen haben ſich andere 
Ausfuhrartikel mit ungefähr 25% der Geſamtausfuhr 


* 


ſtetig entwickelt: Gefrierfleiſch, Manganerz, Rohzuder 
und Reis, deren Abnehmer natürlich die Entente 
iſt. Es iſt begreiflich, daß die Engländer den braſi⸗ 
lianiſchen Außenhandel durch Verdrängung der deut⸗ 
ſchen Konkurrenz völlig in ihre Hand zu bekommen 
ſuchen. Zu dieſem Zwecke iſt ſeitens der British Trade 
Corporation gemeinſchaftlich mit der „London and 
Brazilian Bank“ die „Anglo-Brazilian Commercial and 
Agency Co.“ mit einem Kapital von 250 000 L gez 
gründet worden in der ausgeſprochenen Abſicht, die 
bisherigen Geſchäfte mit den deutſchen Häuſern an 
ſich zu reißen, ein nicht gerade unbekanntes „Kriegs⸗ 
ziel“ des geſchäftstüchtigen Albion! Trotz der 
eklatanten und notoriſchen Zerrüttung der geſamten 
ruſſiſchen Wirtſchaft tauchen dennoch, wie die „Deut⸗ 
ihe Lodzer Zeitung“ (3. Mai) mitteilt, immer 
wieder neue 
rnſſiſche Verkehrsprobleme 
auf. Eine der Haupthoffnungen Rußlands ijt die 
Ausgeſtaltung des Wolga-⸗Waſſerweges, der die Ver⸗ 
ſorgung mit dem Norden zum Gegenſtande hat (Fiſche, 
Baumwolle, überhaupt Warentransport). Allein das 
Waſſerſtraßennetz der Wolga befindet ſich zurzeit in 
recht ſchwieriger Lage, wobei die Anarchie in dem 
Hauptſtapelplatz des Wolga-Gebietes, Aſtrachan, eine 
nicht geringe Rolle ſpielt. Auch die Eiſenbahn⸗ 
anſchlüſſe laſſen viel zu wünſchen übrig. Trotz alle⸗ 
dem denkt man daran, dieſer Waſſerſtraße in dem 
Freihafen (1) Petersburg einen krönenden Abſchluß 
zu verleihen. Die „wirtſchaftliche Wiedergebung 
Petersburgs“ ſtehe in Frage, und auch ein Gegen⸗ 
gewicht ſoll geſchaffen werden gegen die beiden un⸗ 
angenehmen Eismeerhäfen Archangelſfk und Mur⸗ 
manſk, der erſte gilt als einer der beſten Hafenein⸗ 
richtungen, der zweite beſitzt als Hauptvorzug die 
Eisfreiheit. Die Sowjet⸗Regierung läßt ſich alſo 
burch die notoriſche Dekadenz ihrer Finanzen nicht 
weiter beirren. — Die Frage: 
Was iſt Luxus? 

iſt bekanntlich eine der umſtrittenſten und jetzt be⸗ 
ſonders im Vordergrunde ſtehenden, da ja eine Luxus⸗ 
ſteuer dekretiert worden ijt. In der „Täglichen 
Rundſchau“ (8. Mai) nimmt ein bekannter Berz 
liner Fachmann das Wort. Er ſtellt folgende Defini⸗ 
tion auf: Luxus iſt der Aufwand, der über 
den durchſchnittlich üblichen ſoder auch 
notwendigen Lebensbedarf hinaus⸗ 
geht. Um dieſem natürlich dehnbaren Begriffe eine 
feſtere Konſiſtenz zu geben, empfiehlt er als Grund⸗ 
tage das jährliche Durchſchnittseinkommen (8000 bis 


10 000 %) eines „Normalbürgers“, des Vertreters des 


Mittelſtandes. Weiterhin weiſt er auf diverſe Härten 
des neuen Geſetzes hin, die wohl noch nicht genügend: 
beachtet worden ſind. Es gibt da kraſſe Beiſpiele. 
So unterliegen z. B. ein Paar 2 .-Manſchetten⸗ 
knöpfe, die irgendein Friſeur feilhält, der „Luxus“ 
ſteuer, während Kleider und Hüte, auch wenn ſie 1000 
oder 200 / koſten, als notwendige „Gebrauchsgegen⸗ 
ſtände“ ſteuerfrei find. Eine ähnliche Gegenüber⸗ 
ſtellung: Eine ſilberne Bleiſtifthülſe zu 5 M tft 
ſteuerbar, während ein Damenſchreibtiſch im Empier⸗ 


Tannas 


ſtil mit Bronzebeſchlägen uſw. als Gebrauchsmöbel 
ſteuerfrei bleibt. Das iſt ihm nicht ohne Grund ein 
Nonſens, und er kommt daher zu dem Schluſſe, daß 
nicht der Gegenſtand ſelbſt, ſondern vielmehr ſein Preis 
ihn in die Reihe der Luxus⸗ oder in die der Gebrauchs⸗ 
ſachen ſtellen darf. Die ſchwierige Durchführung der 
Steuer denkt ſich der Verfaſſer ſo, daß ſog. Luxus⸗ 
ſteuerklaſſen Cmatürlich“ mit der Verpflichtung, daß 
der „Käufer“ die Steuer bezahlen müſſe) eingerichtet 
werden. Ueber jeden verkauften Gegenftand müſſe 
eine Quittung (mit aufgeklebter Quittungs⸗Steuer⸗ 
marke) ausgeſtellt werden. Der letzte Vorſchlag dürfte 
nicht ganz ſo einfach zu handhaben ſein wie ſich dies 
der Verfaſſer denkt. — Bereits viel kommentiert wird 
in den Zeitungen, ſo auch in der „Nor ddeutſchen 
Allgemeinen Zeitung“ (14. Mai) die am 
8. Mai d. J. ergangene 

neue Verorduung gegen Preistreiberei. 
Von zuſammengefaßten einheitlichen Geſichtspunkten 
ausgehend hat die Regierung ſieben verſchiedene 
Arten der ſtrafbaren, übermäßigen Preisſteigerung 
feſtgelegt, daruter die wichtige neue Faſſung: Straf⸗ 
bar iſt, wer vorſätzlich für Gegenſtände des täg⸗ 
lichen Bedarfs oder des Kriegsbedarfs Preiſe fordert, 
die unter Verückſichtigung der geſamten Verhältniſſe 
einen übermäßigen Gewinn enthalten, oder ſolche 
Preiſe ſich von einem anderen gewähren oder ver⸗ 
ſprechen läßt.“ Dem Wunſche nach Berückſichtigung 
der „Marktlage“ hat der Bundesrat mit Redt nicht 
ſtattgegeben, da bei den heutigen Verhältniſſen von 
einer Marktlage (Reichsgericht: höchſtens „Notmarkt⸗ 
lage“) nicht mehr die Rede fem kann. Neu iſt, daß 
auch Agenten und Vermittler ſtrafbar fein 
können, wenn fie vorſätzlich übermäßige Vergütungen 
fordern (Proviſionswucher). Die zahlreichen Vor⸗ 
ſchriften über Ketten handel find dahin zu⸗ 
ſammengefaßt: „Wer vorſätzlich den Preis durch un⸗ 
lautere Machenſchaften, insbeſondere Kettenhandel, 
ſteigert.“ Kettenhandel liegt nur dann vor, wenn eine 
Ware „unnötigerweiſe“ durch mehrere Hände geleitet 
wird. Ein Kettenhandel mit Klavieren verſtößt aber 
nicht gegen die Verordnung. Ein Verſtoß liegt nach 
§ 3 auch nicht vor, wenn Höchſtpreiſe oder von einer 
zuſtändigen Stelle feſtgeſetzte Preiſe eingehalten 
werden. Beſonders wichtig ift die Neuerung, daß ſich 
nur der ſtrafbar macht, der höhere Preiſe fordert. 
Demnach ſcheidet hier der Käufer aus. Die Strafen 
find durchweg febr hoch. So wird bei Vorſatz Ge⸗ 
fängnis und Geldſtrafe bis 200 000 % (1) oder eine 
von beiden Strafen verhängt. Wir können num viel- 
leicht hoffen, daß, abgeſehen von den ſicher auffind⸗ 
baren Hintertüren, die Herren Gauner und Schieber 
endlich einmal von der Strenge des Geſetzes gepackt 
werden. Angeſichts des ſich immer unverſchämter 
breit machenden Wuchers mit Lebensmitteln wäre eine 
ſichere Bekämpfung des Schleichhandels nur mit 
größter Freude zu begrüßen. — Ueber einen inter⸗ 
eſſanten Vortrag des Kommerzienrats Claviez⸗ 
Adorf über 
Erſas ausländiſcher Faſerſtoffe 
berichtet die „Voſſiſchee Zeitung“ (10. Mai). 
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Auf dem Gebiete des Erſatzes für Textilſtoßfe 
iſt Außerordentliches erreicht worden, das nicht wieder 
verloren gehen kann, ſelbſt wenn man die Frage 
ſtreife, ob und in welchen Mengen uns künftig wieder 
die nötigen Rohitoffe zur Verfügung ſtehen werden. 
Brennneſſel wird die Baumwolle allerdings nur zum 
Teil erſetzen. Weit wirkſamer ſind Tepuha, weiterhin 
Torffaſer und Flachsſtroh. Für Wolle kommt die 
Kaninchenzucht in Frage, aber auch Tepuha, Torf, 
Ginſterfaſern, Papiergarn und Zelluloſe, die als 
Streckungsmittel dienen, Stoffe, die andererſeits Jute 
völlig erſetzen können. Seide wird durch Kunſtſeide 
und einheimiſche Seidenzucht hervorragend geſtaltet 
werden können. Das einſt Jo gebakte Papiergarn. 
(richtiger Zellſtoffgarn), das bereits vor dem Kriege 
in techniſcher Vollendung vorlag, dürfte auch in der 
kommenden Friedenszeit von der größten Bedeutung 
werden. 


Umschan. 


Herr Otto Schoele-Berlin 
schreibt mir: Der Postscheck- 
verkehr hat neben unbestreit- 
baren Vorzügen immer noch gewisse Mängel, doch sind 
die Ansichten der Fachkreise hierüber durchaus nicht 
einig. Die Klagen über zu hohe Gebührensätze müssen 
zwar nach den neuesten Abänderungen billigerweise ver- 
stummen. Dagegen fordern manche die. Verzinsung des 
Guthabens, die von anderen — u. E. mit vollem Recht — 


Der Postscheckverkehr 
und die Banken. 


abgelehnt wird. Vielfach wird eine schnellere Erledigung 


des Ueberweisurgsverkehrs verlangt, die die einen von 
einer weiteren Dezentralisierung, die andern dagegen von 
einer vollkommenen Konzentration erwarten u. a, m, — 
Wie dem auch sei, der bisherige, z. T. unter erschwerenden 
Umständen erzielte Erfolg beweist zum mindesten die 
absolute Brauchbarkeit des Systems in der bestehenden 


Foım, Der letzte Monatsbericht der Post — März 1918 
nennt: Zahl der Postkontoinhaber im Reichspost- 
gebiet (ohne Bayern und Württemberg) 199.454, 


Zuwachs im letzten Monat 3.415, Umsatz 9.404.023, Gut- 
schriften über 4.973.666,576, Umsatz 4.619.506, Last- 
schriften über 4.853 199.181, zus. 14 023.529, Buchungen 
über 9,826.865.757. Durchschnitiliches Guthaben der 
Postscheckkunden im März 704.192.836. Woran liegt es, 
dass trotzdem weite Kreise des Publikums — auch in der 
Kaufmannschalt dem Postscheckverkehr und damit 
dem bargeldlosen Verkehr überhaupt ſern stehen? Es 
scheinen Widerstände vorhanden zu sein, die nicht im 
System, sondern in ausserhalb desselben liegenden Dingen 
begründet sind. In erster Linie dürfte die Vielfältigkeit 
der Formen, in denen sich der bargeldlose Verkehr in 
Deutschland abspielt, abschreckend wirken. Zweifellos 
hemmt aber auch die immer noch passive Stellungnahme 
der Banken (einschl. d. Reichsbank) gegen den Postscheck- 
verkehr die Entwickelung dieses Veıkehrsmittels. Daher 
sollte zunächst die Stellung der Reichsbank und der 
Banken zum Postscheckverkehr eine grundlegende Aen- 
derung dahin erfahren, dass sie diesen als unentbehrliches 
Verkehrsmittel — etwa wie Telephon und Post — be- 
trachteten. Jegliche Reibung müsste ausgeschlossen sein. 
Die Reichsbank müsste ihr eigenes Gironetz in lückenlose 
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Verbindung mit demjenigen der Post bringen. Von 
jedem Reichsbankgirokonto müssten kostenlos und ohne 
formelle Schwierigkeiten Ueberweisungen auf jedes Post- 
konto möglich sein; ebenso umgekehrt, Sogar die Teil- 
nehmerverzeichnisse der beiden Einrichtungen müssten zu 
einem vereinigt sein. Darüber hinaus müsste die 
Reichsbank der Post jedes denkbare Entgegenkommen 
beweisen aus der Erwägung, dass diese ihr im Grunde 
genommen Vorspanndienste leistet. Als eine Frage von 
untergeordneter Bedeutung muss diesem höheren Gesichts- 
punkt gegenüber die Regelung der Gebühren für den 
Verkehr zwischen Postscheckämtern und Reichsbank be- 


trachtet werden. In Nr. 12 des „Bankarchivs“ vom 
15. März 1918 („Verbesserungen des Postscheck- 
verkehrs“) ist eine mögliche Lösung angegeben. Die 


Banken (einschliesslich der Reichsbank) sollten sich 
aber nicht nur mittelbar, sondern auch unmittelbar zu Trägern 
einer kräftigen Propaganda für den Postscheckverkehr 
machen, woran bisher mit einigen ganz unwesentlichen 
Ausnahmen nicht zu denken war. — Die oben angeführten 
Ziffern sind — unter erschwerenden Umständen — er- 
reicht worden, ohne dass der Bankverkehr dadurch ge- 
litten hat. Bei genauer Prüfung aller Umstände dürfte 
kaum ein Fall nachweisbar sein, in dem eine Bank in ihrem 
Gewinn dadurch geschädigt worden ist, dass sich ein Kunde 
zur Vermittlung seines Zahlungsverkehrs des Postscheck- 
verkehrs bedient hat. Dagegen sind viele Beispiele dafür 
vorhanden, dass sich durch den Fortfall des leidigen Klein- 
überweisungsverkehrs die Gescbäftsverbindung zwischen 
Bank und Bankkunden angenehmer als früher gestaltet hat, 
Zu ihrer eignen Entlastung sollten daher die Banken ihren 
Kunden nicht nur jede mögliche Erleichterung bei Annahme 
etwaiger Postguthaben gewähren, sondern ihnen auch die 
Eröffnung eines Postkontos neben dem Bankkonto em- 
pfehlen! — Aber auch im eigenen Betriebe sollte der 
Postscheckverkehr von den Banken stärker in Anspruch 
genommen werden, als es gemeinhin geschieht. — Bar- 
sendungen durch Wertbrief dürften nur unter Berechnung 
eines besonders hohen Spesensatzes, etwa 1% — mindestens 
1 c, — ausser dem Porto — geschehen. Der gesamte 
Fernzahlungsverkehr solcher Banken, die sich am Sitze 
eines Postscheckamtes befinden, kann bei richtiger Aus- 
nutzung der gegebenen Möglichkeit über die Postscheck- 
konten dieser Banken geleitet werden. Um Zeitverlust zu 
vermeiden, wären bei den meisten Banken gewisse, aller- 
dings nur geringe Organisalionsänderungen erforderlich, 
da die Postscheckämter nur solche Anträge am gleichen 
Tage ausführen, die ihnen bis 1 Uhr mitiags zugehen. 
Die noch immer steigenden Notenumlaufsziffern der Reichs- 
bankberichte fordern gebieterisch die Durchführung von 
Gegenmassnahmen. Als eines der geeignetsten Mittel muss 
die Veredlung des Zahlungsverkehrs gelten. Wer aber für 
eine solche spricht, sollte in erster Linie und rückhaltlos 
für die Ausbreitung des Postscheckverkehrs eintreten. 


Zur bargeldlosen Zahlung 461 1 
folgenden Vorschlag: Diese findet zwar infolge anhaltender 
Aufklärung sowie Aufbebung des Scheckstempels, ferner 
durch Ermässigung bzw. Erlass der Gebühren nach und 
nath mehr Anhänger, leider aber immer noch nicht in dem 
dringend wünschenswerten Umfang. Zum grossen Teil ist 
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dies dadurch bedingt, dass ihre Anwendung die Benutzung 
ganz bestimmter, laufend nummerierter Formulare bedingt, 
deren fortwährende Mitfübrung den meisten Kontoinhabern 
zu umständlich ist, so dass bargeldlose Zahlungen im all- 
gemeinen nur vom eignen Schreibtisch aus erfolgen. Diese 
Formulare weisen zudem bei den verschiedenen Konto- 
führenden Instituten — Banken, Postscheckämtern, Spar- 
und Darlehnskassen usw. — bezüglich Grösse, Stärke 
und Farbe des Papiers, Wortlaut, Anordnung und Aus- 
führung des Aufdiucks zum Teil sebr erhebliche Unter- 
schiede auf, die es dem Nichtfachmann sehr erschweren, 
sich in das Wesen des bargeldlosen bzw. bargeldsparenden 
Zahlungsverkehrs hineinzudenken. Es dürfte deshalb zu- 
nächst erforderlich sein, für diesen Zweck ein einheitliches 
Formular zu schaffen, was einer aus Vertretern der in 
Betracht kommenden Anstalten sowie sonstigen Sachver- 
ständigen bestehenden Kommission kaum nennenswerte 
Schwierigkeiten bieten zann. Der einzige Unterschied der 
Formulare würde dann darin bestehen, dass der Name des 
Kontoführers und die Kontrollnummer evil. die beim 
Postscheckverkehr übliche, genaue Bezeichnung des Kontos 
verschieden lauten würden. Durch diese Massnabme allein, 
die nebenbei noch eine nicht unerhebliche Ersparnis an 
Papier und Druckkosten ergeben würden, ist die Mitführung 
der Formulare natürlich nicht erleichtert. Um nun jedem 
Kontoinhaber die Möglichkeit zu geben, jederzeit und an 
beliebigem Ort über sein Guthaben zu verfügen, möchte 
ich den Vorschlag machen, die besonderen Merkmale — 
Bezeichnung des Kontoführers, Kontrollnummer und Be- 
zeichnung des Kontos — nicht auf dem Formular selbst, 
sondern auf einer Marke anzubringen, die auf der Rück- 
seite gummiert ist und auf das Formular geklebt werden 
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kann. Diese Marken sind von schmalen Streifen abtrennbar 
gedacht, die, zu 50 oder 100 Stück zusammen geheftet, 
bequem in der Geldtasche mitgeführt werden können, evtl. 
für zwei oder noch mehr Konten gleichzeitig. Die linke 
Seite, welche der Kontoinhaber nach Abtrennen der Marke 
zurückbehält, ist für Notizen bestimmt. (Vergl. das 
nebenstehende Schema). 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Bewegungen im internaticnalen Valutenverkehr 
konnten in den letzten beiden Wochen wieder regeres 
Interesse erwecken. Zwar sind heftige Schwankungen 
nicht zu verzeichnen, und im allgemeinen sind auch die 
Umsätze in bescheidenem Rahmen geblieben, doch muss 
die ersichtliche Tendenz der Wertverminderung der 
Valuten sämtlicher kriegführenden Länder die Aufmerk- 
samkeit auf sich lenken. Während in den vorbergegan- 
genen Wochen die Rückgänge für Reichsmark und 
österreichisch-unga ische Kronen überwogen, wurden in 
der letzten Zeit die Ententevaluten wieder stärker ange- 
griffen, ohne dass es freilich schon zu einem Stillstand 
in der Abwärtsbewegung des Geldes der Mittelmächte an 
den internationalen Märkten gekommen ist. Wir können 
hierbei gewisse Marktkuriosa ausser acht lassen, welche 
zeitweilig dazu fübrten, dass die Noten Frankreichs, 
Englands und Amerikas besonders hoch, das heisst 
wesentlich über den Kurs für gewöhnliche Auszahlung, 
bezahlt wurden. Hier handelt es sich um die Folgen 
einer länger währenden Grenzsperre zwischen Frankreich 
und der Schweiz, deren Wirkungen nach Wiedereröffnung 
des Reiseverkehrs schnell behoben wurden, Die Entente- 
devisen selbst haben tatsächlich in der jüngsten Zeit 
wieder beträchtlich gelitten. 

Die Gründe für die fortgesetzt schwache Haltung der 
Wechselkurse der kämpfenden Länder an den neutralen 
Plätzen wird man nicht nur in den natürlichen Ursachen 
suchen müssen, als da sind fortschreitende Verschlechterung 
des Geldes, die zunehmende Schwächung der Exportkraft 
der Kriegführenden, Tendenzen zur Geldabwanderung usw., 
sondern man wird sie auch mehr und mehr in der zu- 
nehmenden wirtschaftlichen Bedrängung der Neutralen 
suchen müssen, welche sich auch allmählich ihrem Kapital- 
markt mitteilt. Es handelt sich bei den meisten Neutralen, 
namentlich den europäischen, um Gebiete mit verhältnis- 
mässig enger Wirtschaft, bei der sich eine stärkere Ex- 
pansion des heimischen Kapi als sehr bald fühlbar machen 
muss, besonders wenn innere Ansprüche, wie die Finan- 
zierung bedeutender eigener Emissionen und hohe Steuern 
die eigene Kraft beträchtlich in Ausp'uch nehmen. 
Unter diesen Umständen konnte es nicht ausbleiben, dass 
in manchen dieser Länder wie z. B. in der Schweiz, 
Schweden und Norwegen mit der Zeit eine fühlbare 
Erhöhung des Zinsfusses eintrat. In der ersten Zeit des 
Krieges hatten diese Länder durch Rückkauf heimischer 
Werte aus den kriegführenden Staaten, der sich infolge 
des Agios ihrer Währung besonders vorteilhaft 
stellte, grosse Summen an das Ausland abgegeben. 
und darüber hinaus noch kurzfristige und längere An- 
leihen, namentlich aus den Ententestaaten, in grossen 
Summen aufgenommen. Später wurden sie dann bei 
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Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


@.-V.: Terraiu-Ges. Teltowkanal-Rudow- 
Johannisthal, Saline und Soolbad Sal- 
zungen, Ver. Thüringische Salinen vorm. 
Glencksche Salinen. 

Ironage- Bericht. — Bankausweise Lon- 

| don, Paris. — G.- V. Akt.-Ges. Thieder- 

hall, Badische Anilin- und Sodafabrik, 

Bauland Seestrasse - Nordpark, Gebr. 

Böhler & Co. Akt.- Ges., Schubert & 

Salzer Maschinenfabrik, Vulkan- Werke 

Hamburg- Stettin. 


Be II Er ee ee 3 
G.- V. Ver. Köln- Rottweiler Pulver- 


Mittwoch, 
22. Mai 


Donnerstag, 
23. Mai 


Maschinenſabrik Duisburg, Kaliwerke 
Friedrichshall, Porzellanfabrik Schön- 
wald. 


Bankausweis New York. — Reichsbank- 
| ausweis. — G. - P. Höchster Farb- 
werke, Farbenfabriken vorm. Friedr. 
Bayer & Co, Leverkusen, Braunschwei- 
gische Landeseisenbahn, Ver. Deutsche 
Petroleumwerke Akt.- Ges., Eisen werk 
Kraft Akt.-Ges., Kronprinz Akt.-Ges. 
für Metallindustrie, Fabrik feuerfester 
und säurefester Produkte i. L., West- 
falia Akt.-Ges. für Fabrikation von Port- 
land-Cement und Wasserkalk, Mees & 
Nees Akt.-Ges. für Betonbauten, Borsig- 
walder Terrain - Ges, Habermann & 
Guckes, H. Schlinck & Hamburg, 
Schweizerische Ges. für Metallwerte. 


G. V.. Akt.-Ges. für 
Offenbach, Sprengstoff- Carbonit-Ges. 
Hamburg, Dynamit- Akt. - Ges. vorm. 

Nobel, Sprengstoff-Gesellschaſt Kosmos, 
ee Dessauer Strassenbahn-Akt.-Ges., Hal- 

27. Mai N berstadt-Blankenburger Eisenbahn, Che- 

mische Fabrik Billwärder vorm. Hell & 
Sthamer Hamburg, Chemische Fabrik 

Heyden. 

4G. -V. Ilseder Hütte, Akt.-Ges. Montan- 

industrie, Akt.-Ges. für Rheinisch- West- 

fälische Industrie, Königsberger Zellstoff- 
fabrik, Ver. Glanzstofffabriken Elberfeld 

Lichtenberger Terrain-Akt.-Ges., Bazar- 

Akt.-Ges., Mechanische Weberei Linden, 

Tapetenindustrie - Akt. - Ges., Boden- 

Akt.-Ges, Amtsgericht Pankow. 


@.-V.: Concordia Bergbau- Ges., Basalt- 
Akt.-Ges., Brölthaler Eisenbahn-Ges., 
ErdmannsdörferAkt -Ges.fürFlachsgarn- 
Maschinen-Spinnerei, Chemische Fabrik 
Weiler ter Meer, Lederfabrik Hirsch- 
berg vorm. Heinrich Knoch & Co,, 
Hannoversche Eisengiesserei, Trans- 
atlantische Güterversicherungs-Gesell- 
schaft Berlin, Rheinisch - Westfälische 
Sprengstoff-Gesellschaft Cöln, Siegener 
Dynamitfabrik Cöln. — Schluss des Be- 
zugsrechts Aktien Hansa-Lloyd-Akt.-Ges. 


Sonnabend, 
25. Mai 


Schrifigiesserei 


Dienstag, 
28. Mai 


Mittwoch, 
29. Mai 


1) Die Merktalel gibt dem Wertpapierbesitzer Über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. Über 
Ssnoralversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liaufdslionstage und Losziebungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen ‚achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ne cesetst, die sich auf dem Tag genau nicht bestimmen 
assen, 


fabriken, Kalle & Co. Akt.- Ges., Deutsche. 
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Ironage-Bericht. — Bankaus weise London, 
Paris. — @.-V.: Oberschlesische Eisen- 
industrie Akt.-Ges., Eisenhütte Silesia, 
Akt.-Ges. für Eisenindustrieund Brücken- 
bau Harkort, Chemische Fabrik Buckan, 
Aktien- Bau-Verein Unter den Linden, 
Eutin - Lübecker Eisenbahn, Stettiner 
Chamottefabrik Didier, Horch-Werke 
Akt.-Ges. 

@.-V.: Donnersmarckhütte, Handelsstätte 

HBellealliance, Crusauer Kupfer- und 

Messingfabrik Akt.-Ges,, Düsseldorfer 

Maschinenbau-Ges. Losenhausen, Atma- 

Freitag, turen- und Maschinenfabrik Hilpert, 

31. Mai Ver. Elbeschifahrts - Ges, Deutsche 

Oxhydric-Akt-Ges., J. Brüning & Sohn 

Akt.-Ges., Nordstern Lebeusversiche- 

rungs-Ges., Janus Hamburgische Ver- 

sicbherungs-Akt.-Ges. 


Bankausweis New Vork. — Keichsbank- 
ausweis. — @.-V.: Deutsche Gussstahl- 
kugel und Maschinenfabrik Schweinfurt, 
Hallesche Kaliwerke, Niederrheinische 

Akt.-Ges. für Lederſabrikation Spier. 

G. -.. Sondermann & Stier Akt. - Ges, 
Sudenburger Maschinenfabrik, Berliner 
Cichorien fabrik Voigt. 

G.- V.: Th. Goldschmidt Akt.-Ges. Essen, 
Poldibütte Tiegelgussstablfabrik, Che- 
mische Fabrik Griesheim-Elektron, Ge- 
sellschaft für Elektrische Unterneh- 
mungen, Deutsche Wasserwerks-Akt.- 

Ges., Franz Meguin & Co. 

| Verlosungen: 

25. Mai: 2½% Pariser II. Metr.-Eisenb. 

| 

| 


Donnerstag, 
30. Mai 


Sonnabend, 
1. Juni 


Montag, 
3. Joni 


Dienstag, 
4. Juni 


(1904). 1. Juni: 4% Badische 100 Tir. 
(1867), 3½% Gothaer Präm.-Pfandbr. 
(1871), 3½ % Köln- Mindener 100 Tir. 
(1870), 4% % 150 Lire (1868), Oester- 


kreichische 100 Gld. (1864), Türkische 
400 Fr. (1870). 


wirtschaftlichen Verhandlungen gezwungen, zur Erlangung 
der von ihnen benötigten Waren neben eigenen Produkten 
noch grössere Kredite zu geben, was ihren Kapitalmarkt 
aufs neue belasten musste. Aus dieser ganzen Ent- 
wicklung ergibt sich nun ein ersichtliches Nachlassen der 
Aufnahmefähigkeit der neutralen Anlagemärkte, und es ist 
die holländische Regierung, welche hieraus als erste die 
gesetzgeberischen Konsequenzen zieht, indem sie die Ein- 
{uhr von Effekten aus dem Ausland von einer besonderen 
Erlaubnis abhängig macht. Wie die Dinge heute liegen, 
ist eine solche Massnahme in erster Linie gegen die En- 
tente gerichtet, da der Verkauf von Wertpapieren aus 
Deutschland in der Hauptsache längst beendet ist und 
sich nur noch auf geringe Umsätze bezieht. Es ist aber 
jedenfalls interessant, zu sehen, wie Holland nunmehr 
dazu übergeht, neben seinen Exportwaren als Waffe in 
dem wirtschaftlichen Kampfe um die Aufrechterhaltung 
seiner Neutralität, jetzt auch seine Kapitalkraſt zu ver- 


wenden. Man muss erwarten, dass dieses Beispiel 
‚auch bei anderen Neutralen Nachahmung finden 
wird. Die Massnahme ist, wie gesagt, für uns heute 


nicht von wesentlicher Bedeutung, sie kann aber immerhin 
innerhalb der Uebergangswirtschaft, während der sie ver- 
mutlich aufrechterhalten werden wird, nachteilig fühlbar 
werden. Es ist jedenfalls begreiflich, dass eine solche 
Tendenz zur Abschliessung der neutralen Märkte im De- 
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visenverkehr einen gewissen Niederschlag finden muss, 
und der Kursdruck auf die Valuten der kriegführenden 
Mächte hängt sicher neben anderen Ursachen mit dieser 
Erscheinung zusammen. 

Die ersten Tage dieses Monats brachten eine erneute 
Erhöhung des Notenausgaberechts der Bank von Frank- 
reich, die ja nach der letzten Entwieklung des S’atus 
dieses Instituts unvermeidlich war. Das Kontingent wurde 
von 27 auf 30 Milliarden Fr. erhöht, nachdem die erstere 
Grenze im ersten Maiausweis nahezu erreicht war. Der 
zweite Ausweis brachte dann auch schon die Ueberschrei- 
tung dieser früheren Höchstgrenze. Es ist bemerkens- 
wert, wie ausserordentlich schnell diese neueste Erhöhung 
der vorhergegangenen folgen musste. Anfang 1917 war 
die Maximalgrenze des Umlaufs noch 18 Milliarden; sie 
wurde Mitte Februar 1917 auf 21 Milliarden erhöht und 
erforderte dann bis Mitte September keine weitere Steige- 
rung. Am 12. September wurde sie auf 24 Milliarden 
festgesetzt und kor nte hiermit bis zum 12. Februar 1918 
auskommen, wo sie auf 27 Milliarden stieg. Die jetzt 
erfolgte Eıhöhung auf 30 Milliarden worde also bereits 


nach etwa 2½ Monaten erforderlich. Diese Daten zeigen 
die gefährliche Progression der Notenvermehrung in 
Frankreich, und es ist charakteristisch, dass die letzte 
Verschärfung des Tempos der Umlaufsteigerung in die 
Zeit der grossen deutschen Offensive fällt, ein Beweis, 
wie schwer dieses Ereigniss auf die Moral des französi- 
schen Sparers gewirkt hat. Sie bestätigen auch den un- 
heilvollen Einfluss der Fernbeschiessung von Paris auf 
das Geldwesen, der die Nüchtenden Bewohner dazu trieb, 
die Nationalverteidigungswechsel der Barque de France 
zu Gelde zu machen und den Erlös in Banknoten zu the- 
saurieren. Die fortschreitende Steigerung der Vorschüsse 
an den Staat und des Notenumlaufs lassen erkennen, dass 
diese Bewegung noch immer anhält und die Erleichterung, 
welche der Finanzminister jetzt den Käufern von Schatz- 
wechseln durch Ausgabe von Abschnitten, bis zu ein- 
monatlicher Laufzeit herunter mit Verzinsung von 3,60 %, 
bei zweimopallicher mit einer Verzinsung von 3,0 %, 
bietet, scheint gegenüber dieser seelischen Verfassung des 
Publikums noch keine Wirkung auszuüben. 
Justus, 


Plutus-Archiv. 
Meue Biteratur der Molkswirkfehaft und des (Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders sm 
bespreaken. Vorläußg werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Ane in dieser Rubrik erwähnten Milaher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Vereinsendung des Hairages oder gegen Nachnahme vom der Sortimenta-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.] 


Uebergangswirtschaft. Von Georg Bernhard. 
Berlin 1918. Verlag von Karl Siegismund. Preis 
brosch. o% 5.—, geb. / 6.50. 

Der Aufbau des Arbeitsmarktes. — Die Frachtraum- 
frage. — Das Rohstoffproblem. — Die Umstellung der 
Gütererzeugung. — Geldwert und Valuta. — Freier oder 
ungebundener Einkauf. — Die Einkaufsgesellschaſten. — 
Die Einheitlichkeit der Uebergangs wirtschaft. — Dauer 
und Art des Ueberganges. — Die Organisation der Ueber- 
gangs wirtschaft. F 
Deutschlands Getreidewirtschaft und Versorgung 

nach dem Kriege. Von Dr. Graf Robert von 
Keyserlingk, Ministerialdirektor z. D. Berlin 1918. 
Carl Heymanns Verlag. Preis brosch. 1.50. 


Leitgedanken. — Deutschlands Getreideerzeugung 
und ihre Aussichten. — Der Getreidezuschuss aus dem 
Auslande. — Deutschlands Getreideverbrauch und Bedarf. 


— Die Getreidewirtschaft in und nach dem Kriege. — 
Rückblick. — Anhang. 


Kriegsentschädigung und Faustpfand in geschicht- 
licher Entwicklung. Von Dr. J. Lulves, Archiv- 
rat. Berlin 1918. Carl Heymanns Verlag. Preis 
M 1.50. 

Früher gebräuchliche Mittel, völkerrechtliche Verträge 
zu sichern. — Bedeutung und Wert von Garantieverträgen. 
— Territoriale Verpfändungen als Sicherungen für 
Friedensverträge (Realgarantien),. '— Der Begriff der 
Kriegsentschädigung und die bemerkenswertesten Fälle 
ihrer Anwendung in der neueren Geschichte bis zu 
Napoleons I. Kaiserzeit, — Preussens Belastung durch 
Kriegskontributionen in den Napoleonischen Kriegen. — 
Die Kriegsenischädigungen in den späteren Friedens- 
schlüssen des XIX, Jahrhunderts (1815/1895). — ‚Die 
Fünf-Milliarden-Kriegsentschädigung und die Faustpfand- 
anwendung am Schluss des deutsch-französischen Krieges 
1871. — Wirkungen der Fünf-Milliarden-Kriegsentschädi- 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Dr. iur, Paul Ertei-Berlin. 


gung auf die wirtschaftliche Entwicklung in Frankreich 
und in Deutschland. — Die Ansichten bedeutender Völker- 
rechtslehrer über Kriegsentschädignng und Faustpfand. — 
Gründe für eine Anwendung im gegenwärtigen Weltkriege. 


Die neue Wirtschaft. Von Walther Rathenau. 
Berlin 1918. S. Fischer Verlag. Preis AL 1.50. 


Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung. Ver- 
waltung und Volkswirtschaft im Deutschen 
Reiche. 41. Jahrgang herausgegeben von Gustav 
Schmoller. Viertes Heft. München-Leipzig 1917. 
Verlag von Duncker & Humblot, 

Autorität und Prestige. Von Alfred Vierkandt, — 
Thesen über einige Grundfragen der Sozialwissenschaft. 
Von Georg Jäger, — Die Gesetzmässigkeit des sozialen 
Geschehens, Ein Beitrag zur Methodologie der Geistes- 
wissenschaften, Von Albert Haas. — Die sozialpolitischen 
Wandlungen von John Stuart Mill. Von Frieda E. 
Gotthelft. — Gewerbliches Schulwesen in Belgien. Von 
Hans Bessell. — Entwürfe zur staatlichen Regelung der 
Elektrizitätsversorgung und die Tariffrage. Von Clemens 
Heiss. — Die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes 
und in den Kosten der Lebenshaltung. Mit Rücksicht 
auf die Frage der festen Besoldungen. Von A. Zeiler. — 
Die wirtschaftlichen Zustände der Föderativrepublik 
Guatemala. Von Bruno Summersbach. — Uebernahme 
der Kriegsgefahr durch die deutschen Lebensversicherungs- 
gesellschaften. Von H. Quester. — Djawid Beys Kriegs- 
finanzpolitik. Von Alphons J. Susnitzki. — Ressentiment, 
Kapitalismus und Bourgoisıe. Von Leopold v. Wiese. 


Was der deutsche Arbeiter vom Frieden er- 
wartet! Ein Wort aus der Arbeiterschaft. Von 
Franz Behrens, Mitglied d. Reichstags, Vorsitzender 
des Ausschusses des deutschen Arbeiterkongresses, 
Hagen i. W. 1917. Verlag von Otto Rippel. 
Preis 10 Pfg. 


Besitz. 


Bargeld, Sorten, .Zinsscheine u. 
Guthaben bei n 
banken . 

Guthaben bei Banken u. Bank- 
firmen a 

Wechsel und unverzinsliche 
Schatzanweisungen . = 

Verzinsliche Deutsche Schatz- 
anweisungen . 

Report- u. Lombard- Vorschüsse 
gegen börsengängige Wert- 
papiere. 

(darunter 500 Millionen an 
Städte und sonst. Körper- 
schaften) 

Verschüsse auf Waren 
Warenverschiffungen . . 

(davon am Abschlußtage 
d. Waren, Verschiffungs- 
Papiere usw. gedeckt 
113 Millionen) 
Eigene Wertpapiere 
Gesamtbest. M.52680771.10 
Anleihen des Reichs- und 
der Bundesstaaten 


und 


sonstige bei der Reichsbank 
beleihbare Wertpapiere 
sonstige börsengängige Wert- 
papiere. : 
nicht notierte Wei tpäpiere A 
Beteiligung an Gemeinschafts- 
Unternehmungen 3 
Dauernde Beteiligungen dei 
anderen Banken und Firmen 
o 
gedeckte. 8 
ungedeckte 
(außerdem: Schuldner aus 
geleisteten Bürgschaften 
356 Millionen) 
Bankgebäude 
Sonstiger Grundbesitz 
Verschiedenes 


Ausgaben 


Gehälter, Weihnacht-Zuwendg. 
a. d. Beamten, feste Bezüge d, 
Vorstand,, Bezüge d. Filial- 
direktionen u. allgem. Unk. 

Kriegsfürsorge für die Beamten 

M.10302345 08 

Wohlfahrtsein- 
richtung. für d. 
Beamten (Klub, 
Kantinen usw. 

Beiträge d. Bank 
zum Beamten- 
fürsg.-Verein „ 1911 023.27 

Steuern und Abgaben 

Zinsbogensteuer 

Gewinnbeteiligung an den Vor- 
stand usw. in Berlin . 

Abschreibungen a. Einrichtung . 

25 Bankgebäude 


Zur Verteilung verbleibender 
Ueberschuß et 


„ 1141 233.64 


Anzeigen des Plutus. 


DEUTSCHE BANK. 


Abschluss am 31. Dezember 1917. 


Verbindlichkeiten. 


M. pi M. pf] M. pf M. f 
Grundvermögen 275 000 000 — 
Rücklagen 
496 599 50865 gesetzlich vorgeschriebene 173 388 031030 
freie. ML: 51 611 968070 225 000 000|— 
509 630 203/08 — 500000000 
Gläubiger in laufend. Rechnung 
3 053 23184730 Verpflichtg. für eigeneRechn. 49 440 944/96 
seitens der Kundschaft bei 
201 094 382/88 Dritten benutzte Kredite .| 20 118 169,50 
Guthaben deutscher Banken 
und Bankfirmen 287 888 800031 
600 017 130013 Einlagen auf zebührenfreier 
Rechnung innerhalb 7 Tagen 
fällig . M. 2087195 692.26 
darüber 
hinaus b. 
120 537 30643 2.3 Mon. f. 1054889 065.23 
nach 3 M. 
fällig „ 479 220 379.23 3 621 305 136/72 
sonstige 
Gläubiger 
innerhalb 
7 Tg. fall. M. 121108 1217.23 
38 591 8183 darüber 
„Z hinaus b. 
5019 702 197% 0 2.3Mon.f.,„ 85410798.15 
RN nach 3M. 
6 795 693/30 fällig 394 063 705.37 1 690 555 7200750 5 669 308 772024 
: Akzepfe 5 
6 661 44992 
ze 2 eigentliche 47 852 091 
Bo ET ee eee eee ee 65 464 60541 
28 359 401171 (außerdem: geleistete Bürg- 
schaften 356 Millionen) 
40 712 988!30 | Sonstige Verbindlichkeiten 
Unerhobene Dividende 1499 971 
1937 935 170/99 Dr. Georg von Siemens-Fond 
224 998 282 171 162 933 453016 für die Beamten 9111 145 
Ina — Rückstellung für Zinsbogen- 
steuer. 1025 000 
Vebergangsposten der eige- 
nen Stellen untereinander 1111512 12 747 628 — 
m Zur Verteilung verbleibender|” 
1— | Veberschuß ; 62 275 989]09 
75300 750 994/74 — J 309 796 50777 
Gewinn- und Verlust- Rechnung. Einnahmen. 
M. p! M. pf M. pf M. pf 
Vortrag aus 1916 . 12 272 747/44 
Gewinn auf Zinsen und Wechsel 72 224 087 46 
A „ Sorten, Zinsscheine 
36 258 823'23 . 955 677 — 
| ` „ Wertpapiere . 2511 977/24 
a „ Gebühren . © 33 533 939/70) 
5 „Dauernde Beteili- , 
Zungen 3088 22921] 112 313 910/61 
13 354 601199 
6 858 64897 
275 000— 
3 202 308032 59 949 382151 
947 853/87 
1 413 432/58 2 361 286/45 
62 275 989109 2587 — 
124 586 658/05 | 124 586 658|05 


